
Synoptische Tabellen der vier Stufenpläne zur Wirtschafts- und Währungsunion

(Brüssel, 19. März 1970)

 

Legende: Am 18. Dezember 1970 veröffentlicht die Generaldirektion für Wirtschaft und Finanzen der Kommission der

Europäischen Gemeinschaften (EWG) synoptische Tabellen, die die vier Stufenpläne zur Wirtschafts- und

Währungsunion vergleichen, d.h. den Werner-Plan, den Schiller-Plan, den belgischen Plan und den EWG-Plan.

Quelle: Kommission der Europäischen Gemeinschaften - Generaldirektion Wirtschaft und Finanzen. Synoptische

Tabellen der vier Stufenpläne zur Wirtschafts- und Währungsunion: Werner-Plan, Schiller-Plan, belgischer Plan und

Plan der Kommission der Europäischen Gemeinschaften (KEG-Plan), OR II/20/70-D. Brüssel: 19.03.1970.

Urheberrecht: (c) Europäische Union, 1995-2013

URL:

http://www.cvce.eu/obj/synoptische_tabellen_der_vier_stufenplane_zur_wirtschafts_und_wahrungsunion_brussel_19_m

arz_1970-de-75a7e4dd-e355-46b7-b45f-aa8f3e053c2e.html

Publication date: 19/12/2013



KOMMISSION Brüssel, 19. März 1970 
DER OR II/20/70-D 

EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 

Generaldirektion 
Wirtschaft und Finanzen 

V E R M E R K 

Betrifft: Synoptische Tabellen der vier Stufenpläne zur Wirtschaft- und Währungsunion: 
Werner-Plan, Schiller-Plan, belgischer Plan und Plan der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften (KEG-Plan) 

I. Art der Vorliegenden Tabellen 

Die vorliegenden Vergleichstabellen stellen ein Arbeitsdokument dar, das durchaus nicht den 
Anspruch auf Vollständigkeit erhebt. Es soll auch nicht sämtliche in den verschiedenen Plänen 
vorgebrachten Feinheiten wiedergeben, sondern nur einen schnellen Vergleich der wichtigsten 
Punkte in den Plänen förderlich sein. 

Es erschien angebracht, die einzelnen Vorschläge in den verschiedenen Plänen nach 
charakteristischen Gesamtbereichen zu ordnen. Hierzu hat man die systematische Aufteilung in 
Bereiche aus dem KEG-Plan als Modell übernommen: die entsprechenden Tabellen weisen daher 
als Titel aus; Koordination der Wirtschaftspolitik (Tabelle I), Kapitalmärkte (Tabelle II), Fiskal-
Bereich (Tabelle III), Monetärer Bereich (Tabelle IV). 

Hinsichtlich jeder dieser Aspekte hat man die in den Stufen enthaltenen Vorschläge soweit wie 
möglich im Originaltext wiedergegeben, jedoch wurden auch Formulierungen, wenn es notwendig 
erschien, aus der jeweiligen Einleitung oder dem Begleittext herangezogen. Schliesslich hat man 
noch eine Gesamtübersicht (Tabelle V) angefertigt, die über die wesentlichsten Punkte der 
vorangegangenen Tabellen eine kurze Zusammenfassung gibt. 

Institutionelle Aspekte, die in einzelnen der vorhandenen Plänen weniger ausführlich behandelt 
wurden, waren nicht Gegenstand einer gesonderten Analyse. 

II. Einordnung der einzelnen Stufen 

Es war äusserst schwierig, die einzelnen Massnahmen richtig chronologisch einzuordnen, da die 
Anzahl und die Dauer der Stufen in den verschiedenen Plänen nicht übereinstimmten. Aus diesem 
Grunde schien es vorteilhaft, anstatt jeden Plan gemäss seiner eigenen Zeiteinteilung aufzuzählen, 
ihn in zwei wesentliche Phasen aufzuteilen: eine Vorbereitungsphase, die nach den vorliegenden 
vier Plänen etwa mit dem Ende des Jahres 1975 ausläuft, und eine Endphase, in der die 
wesentlichen gemeinschaftlichen Strukturen für das gute Funktionieren einer Wirtschafts- und 
Währungsunion konkretisiert werden. 



I. KOORDINATION DER WIRTSCHAFTSPOLITIK 

werner-Plan BELGISCHER—PLAN 
Zeitplan 
1970 

Sie wird bereits verwirk­
licht. 

Ihr erstes Merkmal ist die 
verbindliche gegenseitige Konsul¬ 
tierung über bestimmte währungs-
oder allgemein wirtschaftspoli¬ 
tische Massnahmen. 

Dabei soll man zu konzer­
tierten Aktionen gelangen, die 
vorbeugenden Charakter haben. Die 
Exekutive des Gemeinsamen Marktee 
hat weiterentwickelte Verfahrens­
weisen im Barre-Plan vorgeschlagen, 
die zwei Ansätze zur wirtschaft­
licher Koordinierung darstellen. 

a) In allererster Linie schlagt 
er vor , die Zusammenarbeit in dar 
laufenden Wirtschaftspolitik durch 
vorherige Konsultationen zu ver­
stärken. 

b) In zweiter Linie handelt es 
sich um die verstärkte Koordi­
nierung der mittelfristigen Wirt­
schaftspolitik, wobei die Ziel­
setzungen hei der Produktina, der 
Beschäftigung, den Löhnen und den 
Zahlungsbilanzen, um nur die 
wichtigsten zu nennen, mitein­
ander vereinbar gemacht werden 
müssen. Diese Zielsetzungen 
müssen es erlauben, die wirt­
schaftliche Programmierung der 
Mitgliedstaaten für die nächste 
FünfJahresperiode zu präzisieren. 

Stufe 

Im Zusammenhang damit wird 
man globale Wirtschaftsplane ver­
voll ständigen müssen, deren 
Grundsätze der Ministerrat auf 
seiner Sitzung vom 26. Januar 
1970 gebilligt hat. 

1. Stufe 

Im Verlauf der 1 . Stufe beruht die 
Zusammenarbeit noch auf freiwilli­
ger Basis. Der Ministerrat soll 
die allgemeinen Zielsetzungen der 
Wirtschaftspolitik bestimmen und 
mehr und mehr dazu übergehen, 
Empfehlungen an die nationalen 
Regierungen zu richten. 

Diese Empfehlungen sollten 
vor allem die verschiedenen Aspekte 
der Budgetpolitik berühren : 
Gesamtumfang des Haushalts und 
Zuwachsraten, Aufteilung der 
öffentlichen Ausgaben in Investi­
tion und Verbrauch, Verhältnis 
zwischen Steuer- und Anleihe¬ 
finanzierung, hierzu entsprechend 
- die Bedeutung von direkten und 
indirekten Steueraufkommen — 
Harmonisierung der fiskalischen 
und parafiskalischen Steuergesetz­
gebung. Die Einkommenspolitik 
ist im steigenden Masse zu harmo­
nisieren. Бае supranationale 
Budget hat die Einnahmen und Aus­
gaben entsprechend der schon auf 
Gemeinschaftsebene delegierten 
Tätigkeiten zu umfassen. 

Stufe 

In der 2 . Stufe werden die 
Empfehlungen durch Direktiven er­
setzt. Das freiwillige Zusammen­
arbeiten macht siner obligato­
rischen Kooperation Platz und die 
Ausführung dar Direktiven wird 
durch gemeinschaftliche Institu­
tionen kontrolliert. 

Dan supranationale Budget 
wird schrittweise erweitert. 

[ohne Einordnung in eine Stufe : 

auf Gemeinschaftsehene 
Einführung von Mechanismen einer 
Art (automatischer) Wirtsehafts-
stabilieatoren oder von Bnt-
scheidungsprozesBen, welche die 
Fehler hei der spontanen (markt¬ 
massigen) Verteilung von Einkommen 
und Kapital ausgleichen können. ] 

SCHILLER-PLAN 

1 . Weitere Konkretisierung und Harmonisierang der mittelfristigen 
wirtschaftspolitischen Ziele auf der Grundlage des Memorandums der 
Kommission über die mittelfristigen gesamtwirtschaftlichen Orientierun­
gen für die Wirtschaftspolitik in der Gemeinschaft vom 1 5 . Dezember 
1969 und der Stellungnahme des Ministerrats vom 26. Januar 1970. Die 
mittelfristigen Ziele B e l l t e n durch den Ausschuss für mittelfristige 
Wirtschaftspolitik jährlich überprüft werden. 

2. Zur Verwirklichung dieser abgestimmten Zielsetzungen sollte bei­
getragen werden durch : 

2 . 1 . Verstärkte Anwendung des am 1 7 . Juli 1969 beschlossenen 
Konsultationsverfahrens für wichtige Massnahmen der kurzfristigen 
Wirtschaftspolitik. 

2 . 2 . Einführung eines jährlichen Wirtschaftsberichtes der Kom­
mission, der zu Anfang eines jeden Jahres vorzulegen ist. Dieser 
Bericht so l l t e Rechenschaft über den Stand der Koordinierung und Har­
monisierung geben, bestehende und drohende Abweichungen von den mittel­
fristigen Zielsetzungen aufzeigen und Vorschlage für Empfehlungen zur 
Wirtschafts-, Währungs- und Finanzpolitik der Partnerstaaten (im Hin­
blick auf die globale Nachtragesteuerung) für das laufende Jahr 
enthalten. Als Grundlage für die Empfehlungen sollten ausserdem 
quantitative ZielVorstellungen, welche die Gemeinschaft im laufenden 
Jahr anstreben sollte, dargelegt werden. Die im Wirtschaftsbericht 
der Kommission vorgeschlagenen Massnahmen so l l ten Grundlage für 
Empfehlungen des Rates an die Mitgliedstaaten sein. Бег Rat sollte 
dabei auch von den ihm durch Art. 103 EWG-Vertrag Übertragenen 
Kompetenzen Gebrauch wachen. 

2 . 3 . Überprüfung und Verbesserung des konjunktur- und finanz­
politischen Instrumentariums in der Gemeinschaft, Ziel so l l t e sein, 
die nationalen Instrumentarien so auszugestalten und ggf. zu erganzen, 
dass sie einen vergleichbaren Effizienzgrad erreichen, 

2 . 4 . Verstärkte Abstimmung der nationalen Strukturpolitiken 
auf dar Grundlage des Zweiten Programms für die mittelfristige Wirt­
schaftspolitik. 

3. Sie Voraussetzungen und technischen Grundlagen für die kurz-
und mittelfristige Diagnose der wirtschaftlichen Entwicklung in der 
Gemeinschaft sollten verbessert werden durch 1 

3 . 1 . die energische Fortsetzung dar Arbeiten zur Harmoni­
sierung und Verbesserung der Konjunkturstatistiken in dar 
Gemeinschaft 3 

3 . 2 . den Ausbau des Systems von Warndirektoren; 

3 . 3 . bessere Harmonisierung der nationalen Projektionen durch um­
fangreichere Basisinformationen für die Ausfüllung des einheitlichen 
gesamtwirtschaftlichen Kontensystems der Gemeinschaft und durch 
Vereinheitlichung der Prognosezeiträume mit jährlichen Fortschreibungen. 

KEG-PLAN 

3 . Stufe 

Einsetzung von gemeinschaftlichen 
Organen, die mit den erforder­
lichen Kompetenzen ausgestattet 
sind, um eine gemeinsame Wirt­
schaftspolitik zu betreiben. 
Diese Organe definieren die ge­
meinsamen Ziele und sind ermächtigt 
die notwendigen Massnahmen zu er­
greifen, um diese Ziele zu ver­
wirklichen. Die Wirtschaftspolitik 
muss eich besonders auf die auf 
Gemeinschaftsebene definierte 
Budget- und Einkommsnspolitlk 
stützen. Die Gemeinschaftsorgane 
sind ermächtigt, das Budget der 
Gemeinschaft festzusetzen und 
durchzuführen3 diese Kompetenz 
ist schrittweise zu erweitern. 
M e Gemeinschaftsorgane werden 
weiterhin ermächtigt sein, den 
allgemeinen Rahmen zu setzen, 
innerhalb dessen die Mitglied­
staaten ihren eigenen Haushalt 
au verwal ton haben. 

1. Zur Unterstützung der Bemühungen, die Wirtschaftspolitik immer 
starker an den gemeinsamen mittelfristigen Zielsatzungen auszurichten, 
könnten folgende Massnahmen vorgesehen werden 1 

1 . 1 . Empfehlungen des Rates über die gesamtwirtschaftliche 
Orientierung der nationalen Haushalte. 

1 . 2 . Vermehrte und weitergehende konjunkturpolitische 
Entscheidungen des Rates nach Artikel 103 EWG-Vertrag. 

1 . 3 . Einführung von Konsultationen über die mittelfristigen 
7 i n a n z p l*ne der EWO-Staaten. 

3 . Stufe 

1 . Die wirtschafts- und finanzpolitische Zusammenarbeit sollte 
intensiviert und durch den Einbau von kommunitären Elementen 
ergänzt werden, Infrage käme insbesondere : 

1 . 1 . Die mittelfristige Zielabstimmung sollte aufgrund der 
dann vorliegenden Erfahrungen ergänzt und vertieft werden ua eine 
weitere Annäherung der nationalen Prioritäten zu erreichen. 

1 . 2 . Auf strukturpolitischem Gebiet sollte gleichzeitig mit 
angemessenen Massnahmen dazu beigetragen werden, die Wirtschafts­
struktur in der Gemeinschaft zu verbessern und damit ihre 
Leistungsfähigkeit zu steigern. 

1 . 3 - Zur Verwirklichung der Ökonomischen Zielsetzungen in der 
Gemeinschaft sollten die noch fehlenden Kompetenzen für die 
Gemeinschaft begründet werden. Gleichzeitig könnte zu Mehrheits¬ 
entscheidungen in wichtigen Bereichen der Wirtschafts-, Finanz- und 
Währungspolitik übergegangen werden (z.B. bei den Leitlinien für 
die mittelfristigen Finanzpläne und für die konjunkturwichtigen 

Grössen der nationalen Haushalte). 

4. Stufe 

1 . Übertragung aller notwendigen Befugnisse auf konjunktur-, 
finanz- und wahrungspolitischem Gebiet auf Gemeinschaftsorgane. 

j 1 . Stufe ) 

a) Ende 1970 : Annahme des dritten 
Programms für mittelfristige Wirtschafts­
politik mit quantitativen Orientierungs¬ 
daten und Strukturmassnahmení Verab­
schiedung der Verfahren, die eine 
Verwirklichung des Programms in Zusammen­
hang mit der Konjunkturpolitik ermög¬ 
lichen. 

b) Wirksamere Koordinierung dar 
Konjunkturpolitik der Mitgliedsstaaten, 

namentlich durch Einführung eines 
Systems von Warnindikatoren. 

c) Ab 1 9 7 1 jahrliche Konfrontierung 
der einzelstaatlichen Haushaltsentwürfe 
auf Finanzministerebene. 

d) Erarbeitung mittelfristiger 
Orientierungsdaten für die Haushalts­
politik. 

2 . Stufe 

a) Gemeinsame Festlegung der Leit­
linien für die globale Wirtschaftspolitik, 
um damit eine Orientierungshilfe für die 
künftigen Entscheidungen in Einzelbe­
reichen zu schaffen. 

b) Jährliche Überprüfung der Wirt­
schaftsentwicklung dar Gemeinschaft 
anhand der mittelfristigen quantitativen 
Orientierungsdaten; Anpassung dieser 
Orientierungsdaten mit Hilfe "gleitender 
Projektionen". 

c) Durchführung dar im dritten Programm 
für mittelfristige Wirtschaftspolitik 
vorgesehenen Strukturmassnahmen. 

d) Gemeinsame Festlegung der Leit­
linien der Konjunkturpolitik, wobei 
insbesondere ihre Übereinstimmung mit 
den mittelfristigen Orientierungsdaten 
der Gemeinschaft gesichert werden soll. 

e) Gemeinsame Festlegung von Leit­
linien betreffend die grossen Ausgaben-
und Einnahmenblöcke und die Dispositionen 
für den Finanzierungssaldo. 

f) Anwendung gleichartiger Instrumente 
der Haushaltspolitik durch die Mitglied¬ 
Staaten zum Zwecke einer besseren 
Konjunktursteuerung in der Gemeinschaft. 

g) Im nahmen eines Verfahrens für 
eine konzertierte Aktion mit den Sozial­
partnern regelmassige Prüfung der wich­
tigsten wirtschaftspolitischen, steuer­
politischen und geld- und kreditpoli¬ 
tischen Leitlinien und der sie besonders 
interessierenden Entscheidungen. 

3. Stufe 

l) Übertragung der erforderlichen 
Befugnisse auf Gemeinschaftsinstitu¬ 
tionen zur Sicherung des guten 
Funktionierens der Wirtschafts- und 
Wahrungsunion. 



II. KAPITALMÄRKTE 

WERNER-PLAN BELGISCHER—PLAN SCHILLER-PLAN 

In dieser Hinsicht müssen überprüft und soweit nötig harmonisiert werden : 

- die steuerlichen Vorschriften über inländische Anlagen und Anlagen im Aue­
land oder aus den anderen Mitgliedstaaten, sowie die Unterschiede in der 
steuerlichen Behandlung der verschiedenen Anlagetypen ; 

- die besonderen Vorschriften über bestimmte Finanzierungskreisläufe, damit 
die Derzeitige Starrheit der internen Abkapselung der Märkte verringert wird-, 

- die Vorschriften, die die Anlagen der Kapitalsammelstellen begrenzen ; 

- die Devisenvorschriften Uber den Kapitalverkehr. 

Der Euro-Devisenmarkt 

In den letzten Jahren ist in einer spontanen Entwicklung in den Hitglied­
staaten der Gemeinschaft ein Netz von Transaktionen entstanden, das man 
als Europäischen Kapitalmarkt bezeichnen kann. Es handelt sich um die bei 
der Steigerung der Emissionen von Eurodevisenanleihen entstandenen Beziehun­
gen, Dieser Harkt hat seine eigenen Charakteristiken und hat sich im An -
schluss an das Aussetzen der Zufuhr von neuen Kapitalien aus den Vereinigten 
Staaten fortentwickelt. Er hat Tendenz, sich weiter zu europäisieren, obwohl 
er noch hinsichtlich der Zinssätze zu sehr von den Vereinigten Staaten ab¬ 
hängt. 

Im Moment gilt es, die Techniken und Lehren daraus zu ziehen. Dieser Markt 
resultiert aus einer engen Zusammenarbeit von Pinansinstitutionen verschiede­
ner Länder, die im besten Interesse ihrer Auftraggeber die Instrumente und 
den juristischen Rahmen der Mitgliedstaaten der Gemeinschaften nützen. Aus­
serdem kann festgestellt werden, dass der Erfolg dieser ersten Form eines 
Europäischen Marktes zum Teil auf der Verwendung einer Devise beruht, die im 
Vergleich su den nationalen Währungen die Funktion einer Buchwährung besitzt. 
In diesem Sinne zeigt uns der Euro-Dollar den Weg, den es einzuschlagen gilt. 
Die internationalen Investoren suchen den europäischen gemeinsamen "Nenner, 
der die Rechnungseinheit sein könnte. 

Die Erfordernisse eines europäischen Kapitalmarktes 

Die Harmonisierung der steuerlichen Vorschriften Uber die Kapitalgesellschaf­
ten und die Wertpapiere spielt in einem gleichgewichtigten Ausbau des Gemein­
samen Marktes ebenfalls eine Rolle. Es darf jedoch nicht verkannt werden, 
dass die Annäherung, die dem Ziel der gegenseitigen Durchdringung des europä­
ischen Mrktes sowie dem Grundsatz der Öffnung und der Freiheit entspricht, 
Auswirkungen oft komplexer Art haben kann. Seine Struktur muss verhindern, 
dass die Kapitalflucht nach ausserhalb der Gemeinschaft begünstigt wird. Die 
Abschaffung der Ursachen der doppelten Steuerung muss weiter verfolgt werden. 

Zweifellos muss ebenfalls eine engere Zusammenarbeit wischen der, für die 
Kontrolle der Kapitalmärkte der Mitgliedstaaten zuständigen Behörden in Aus­
sicht genommen werden, damit die besten Gleichgewichtsbedingungen zwischen 
den bestehenbleibenden nationalen Markten gewährleistet werden. 

Erste Stufe 

Die rechtlichen nationalen Vor­
schriften über die Kapitalsam¬ 
melstellen, das Funktionieren 
der Kapitalmärkte und der Kon­
trollorgane werden einander an­
genähert. 

Zweite Stufe 

Dieselben Vorschriften werden 
vereinheitlicht. 

D r i t t e Stufe 

Der Kapitalverkehr darf kei­
nen Beschränkungen mehr 
unterliegen. 

Erste Stufe 

Gleichzeitig müssen die Geld- und 
Kapitalmärkte der Gemeinschaft 
schrittweise liberalisiert werden. 
Seit 1962 sind hier keine Fortschrit­
te mehr ersielt worden. Gerade von 
einem liberalisierten und leistungs­
fähigen Kapitalmarkt würden jedoch 
erhebliche positive Wirkungen auf 
die Integration ausgehen. Dem Rat 
sollten von der Kommission sobald 
wie möglich Vorschläge für eine ef­
fektive Liberalisierung im Sinne von 
Artikel 67 EWG-Vertrag vorgelegt 
werden. Das Schwergewicht könnte 
zunächst auf der Liberalisierung der 
Wertpapiermärkte liegen. 

Erste Stufe 

a) Verabschiedung einer dritten Richt­
linie zur stärkeren Verflechtung 
der Kapitalmärkte der Mitglied­
staaten. 

b) Einsetzung einer Ad-hoc-Gruppe beim 
Währungsausschuss für regelmässige 
Konsultationen Über den Kapital ver­
kehr innerhalb der Gemeinschaft. 

c) Verabschiedung von Massnahmen zur 
Harmonisierung, der Besteuerung von 
Zinsen und Dividenden und der Struk­
tur der Körperschaftssteuern, 

Zweite Stufe 

a) Schrittweise Erweiterung des Zugangs 
der Mitgliedstaaten zu den Kapital­
märkten ihrer Partner. 

b) Harmonisierung der Vorschriften über 
die Rechtsstellung der Kapitalsam¬ 
melstellen und insbesondere der in­
stitutionellen Anleger sowie Uber 
die Tätigkeit der Effektenbörsen» 

c) Unter noch festzulegenden Bedingun­
gen Einführung einer gemeinsamen 
Rechnungseinheit für die Emission 
und den Umlauf von Kredittiteln, 
die auf den Geld— und Kapitalmärk­
ten der Geneinschaft verwendet wer­
den können. 

Dritte Stufe 

5) Verwirklichung des freien Kapital­
verkehrs innerhalb der Gemeinschaft. 

KEG-PLAN 



III. FISKAL-BEREICH 

Zeitplan 

1970 

1975 

1976 

1978 
1980 

WERNER-PLAN 

vgl. Tabelle II 

In dieser Einsicht müssen über­
prüft und so weit wie nötig harmonisiert 
werden; 

- die steuerlichen Vorschriften über 
inländische Anlagen und Anlagen im Aus­
land oder aus den anderen Mitgliedstaa¬ 
ten, sowie die Unterschiede in der 
steuerlichen Behandlung der verschiede­
nen Anlagetypen. 

Harmonisierung der Steuervorschrif¬ 
ten im Hinblick auf Kapitalgesellschaften 
und Wertpapiere. 

BELGISCHER PLAN 

vgl. Tabelle I 

1. Stufe, 2. Absatzt 
"Verhältnis zwischen den direkten und 

indirekten Steuern - Harmonisierung der Steuer­
gesetzgebung und der Vorschriften über die 
parafiskalischen Abgaben" 

vgl. Tabelle I 

2. Stufe 1 

"Die Empfehlungen werden durch Richt­
linien ersetzt" 

vgl. Tabelle I 

3 . Stufe, 5 . Absatz: 
"Die Gemeinschaftsorgane werden ermäch­

tigt, den allgemeinen Rahmen festzusetzen, 
innerhalb dessen die Mitgliedstaaten ihren 
Haushaltsplan verwalten können" 

SCHILLER-PLAN 

vgl- Tabelle I 

1 . Stufe § 2 . 2 und 2 .3 

2 . Stufe § 1 . 1 und 1 . 3 

3 . Stufe § 1 .3 

4 . Stufe § 1 . 

KWG—PLAN 

l. Stufe 

a) Mehrwertsteuer : Allgemeine Einführung 
der Mehrwertsteuer und Annahme eines 
Programms für die Annäherung der Mehr­
werts teuersatze. 

b) Aufsteilung eines Programms für die Har­
monisierung der Verbrauchsteuern. 

| 2 . Stufe! 

a) Progressive Angleichung der Mehrwert-
Steuersätze 

b) Progressive Angleichung der Verbrauch­
steuern 

o) Harmonisierung der Steuervorschriften 
Bur Forderung bestimmter Anlagearten 

d) Harmonisierung der Körperschaftsteuer 
hinsichtlich Struktur und Bemessungs¬ 
grundlage. 

3. Stufe 



IV. MONETÄRER BEREICH 

Kalender Werner - Plan Belgischer Plan Schiller Plan KEG - Plan 

1 . Etappe 
Eines der brennendsten Probleme, die der mittelfristige finanzielle Beistand 

aufwirft, ist die Liquidität der Ziehungen, die auf Gemeinschaftsebene eingerichtet 
werden. Kami man davon auagehen, dass diese Ziehungen nur eine Verlängerung von Wäh¬ 
rungskrediten sind und dank: geeigneter Umkehrungsmöglichkeiten ihren Charakter von 
Währungs- oder Kassenkrediten behalten? Oder aber handelt es sich um Kredite von 
Staat zu Staat, um relativ illiquide Ziehungen, die damit eher einen Haushaltscha¬ 
rakter bekommen? Die Antwort ist nicht nur wegen der Natur der einzusetzenden Mittel 
wichtig, sondern auch wegen des zwischen den Partnern anzuwendenden Verteilungs­
schlüssels-

Zugunsten eines unstetes der Umkehrbarkeit und der Liquiditätsgarantie wäre es 
wünschenswert den gegenseitigen Beistand in das System der internationalen Währungs­
beziehungen einzubauen. 

Dies könnte während dieser ersten Etappe durch eine teilweise Vergemeinschaft¬ 
lichung der SZR (Sonderziehungsrechte) auf den internationalen Währungsfonds gesche­
hen 

Diese Zweckbestimmung tonnte entweder durch eine Liquiditätsgarantie erreicht 
werden, mit denen die Ziehungen im Rahmen des mittelfristigen Beistands ausgestattet 
werden, oder direkt (durch formelle Verpfandung) oder indirekt (durch einen Verzicht 
auf Ziehungen wahrend der Dauer des Kredits). Solche Formeln würden einer gemeinsa­
men Verwaltung oder einer Zusammenlegung der SZR vorangehen. Man beachte die Bedeu­
tung dieses ersten Schritte im Hinblick: auf einen künftigen Reservefonds. 

2 . Etappe 
Während der zweiten Etappe müssten eich die Sechs über die Ingangsetzung eines 

Mechanismus oder eines Abkommens einigen, nach dem die Wechselkursschwankungen zwi­
schen Partnerstaaten verringert werden, und eine immer mehr gleichgeschaltete Ent­
wicklung der Wechselkurse der sechs EWG-Währungen gegenüber dem Dollar erreicht wird. 

Ferner müsste man die Instrumentarien der Geldschöpfung und des Geldumlaufs 
einander gegenüberstellen, d.h. also KreditInstrumente von den Zentralbanken zugelas¬ 
sen oder "benutzt werden. Sine Abstimmung des Umfangs und dBr Arten von Zentral Bank­
krediten brauchte nur in dem Masse angestrebt zu werden, als es die gemeinsamen Ziel­
setzungen der mittelfristigen Wirtschaftspolitik der Konjunktursteuerung und der all­
gemeinen Abstimmung der Haushaltspolitiken verlangen. 

3. Etappe 
Diese dritte Etappe wäre durch die Definition einer europäischen Rechnungsein¬ 

heit gekennzeichnet, deren Gebrauch anfangs fakultatif und pragmatisch bliebe. 
Das Verdienst dieses Vorschlags ist es, dass es den Mitgliedstaaten erlauben 

würde, ihre Währungsparität stärker zu fixieren. Ferner wurde er eine stärkere Durch­
dringung der europäischen Kapitalmärkte und die Entwicklung eines autonomen europäi­
schen Kapitalmarkts begünstigen. Hie geneinsame Währungseinheit hat den Vorteil, die 
gleichzeitige Auflegung von Anleihen auf mehreren Kapitalmärkten unter Ausschluss der 
hauptsächlichen Wechselkursrisiken zu ermöglichen- Dazu müssten die rechtlichen Ein­
dernisse "beim Gebrauch, der Rechnungseinheitsklausel in den Verträgen beseitigt werden« 

Ein europäischer Reisescheck, der auf Rechnungseinheiten lautet und eventuell 
durah ein Abkommen zwischen den Banken geschaffen wurde, gäbe dem Mann von der Stras­
se ein Mittel in die Hand, um seine direkten Zahlungen in Hotels, Restaurants oder 
Kaufhäusern der anderen Mitgliedstaaten zu erledigen, was auch nicht ohne günstige 
Nebenwirkungen auf die europäische Mentalität bliebe. 

Etappe 
In einer vierten Etappe müsste man vorsahen, dass Paritätsänderungen nicht mehr 

nur Konsultationen unterliegen, sondern einer ge:i:ein.schaftlioher. Zustimmungsprozedur 
gemäss noch zu bestimmenden Abstimmungsmodalitäten. 

|5» Etappe[ 
Während einer fünften Etappe müssten die Partner der Suropäisohen Gemeinschaf­

ten den kurz- und mittelfristigen finanziellen Beistand untereinander zusammenfassen, 
indem sie ein gemeinschafliches Organ; den Fonds für europäische WährungsZusammenar­
beit, schaffen, der durch ein noch zu bestimmendes Organ geleitet wird. Die Arbeits­
modalitäten dieses Währungsbeistandsorgans würden von der Kommission auf Vorschlag 
der zuständigen Gremien (Zentralbanken, Vährungsaussohuss) ausgearbeitet. Die Buch­
führung dieses gemeinschaftlichen Organs würde in Europäischen Hechnungseinheiten er­
folgen. 

6. Etappe 
Im Laufe der sechsten Etappe wÜTde 3ich die Tätigkeit des Fonds für europäische 

Wahrungszusammenarbeit auf bestimmte kurzfristige Kreditarten erstrecken, die von der 
Gemeinschaft an Institute oder Drittländer im Rahmen der internationalen Währungsbe­
ziehungen eingeräumt werden. 

Der Fonds für europäische Währungssusanimenarheit würde die Angleichung der 
Wirtschaftspolitiken beschleunigen und den Sechs bei internationalen WährungsVer­
handlungen mehr Gewicht verleihen. Eine seiner Abteilungen könnte auch als Finan¬ 
zierungsinstrument im Rahmen gemeinschaftlioher Handelsverträge dienen. 

Um diese Operationen zu erleichtern, würden die Zentralbanken der 3 e c h s ilit-
gliedstaaten die Verwaltung eines Teils ihrer Gold- und Devisenreserven diesem Fonds 
in folgender Reihenfolge anvertrauen: SZR vollständig (lCO • Devisen und Gold bis 
zu Prozentsätzen, die noch festzusetzen waren (z.B. 25 $ bzw. 1 5 $>). 

7, Etappe | 
In einer letzten Etappe von mehr oder weniger langer Dauer würde der Fonds für 

europäische Währungssiuaanunenarbeit in einen europäischen Reservefonds verwandelt, 
wobei seine Zuständigkeiten stark ausgedehnt werden. Dieser Reservefonds konnte zu 
noch festzulegenden Bedingungen von Dritten Einlagen in Rechnungseinheiten entge­
gennehmen und kurzfristige Kredite nach ausserhalb der Gemeinschaft gewähren. 

Gemäss dem Plan, den Professor TRIFFTE im Rahmen des Tlonnet-Ausschusses un­
terbreitet hat, wurden die Zentralbanken einen wichtigen Teil ihrer gesamten Wäh­
rungsreserven in Form von Einlagen halten, Diese Einlagen würden auf Rechnungs¬ 
einheiten lauten. 

Die Einlagen wären vollständig liquide und konvertibel zur Abdeckung aller 
eventuellen Defizite ausserhalb oder innerhalb der Gemeinschaft. 

Endgültige Zentralisierung der Währungspolitik und die Ersetzung der natio­
nalen Währungen durch eine europäische Rechnungs- und Währungseinheit, 

Stufe 
Die nationalen Währungs¬ 

behörden können wichtige Ent­
scheidungen aus ihrem Zustän­
digkeitsbereich nur nach vor­
heriger Anhörung des Ausschus­
ses der Zentralbankpräsidenten 
treffen; der Ministerrat könn­
te diesem Ausschuss Empfehlun­
gen über die allgemeine Aus­
richtung der Geld-, Kredit-
und Devisenpolitik erteilen. 

Hie derzeitigen Band­
breiten werden zunehmend ver­
ringert und eine Änderung der 
amtlichen Wahrungsparität ge­
genüber Mitgliedstaaten der Ge­
meinschaft ist nur im gegensei­
tigen Einvernehmen möglich auf 
der Grundlage einer Erklärung 
des Rates. 

In den internationalen 
Währungsorganisationen nehmen 
die Mitgliedstaaten der Gemein­
schaft eine auf Vorschlag des 
Währungsausschusses vom Rat be­
schlossene gemeinsame Haltung 
ein. 

Schrittweise Entwicklung 
des mittelfristigen Beistandes, 

2 . Stufe 
Der Ausschuss der Zentral­

bankpresidenten genehmigt im 
vorhinein die wichtigsten Ent­
scheidungen der nationalen Wäh¬ 
rungsbehörden; er handelt im 
Rahmen von Richtlinien des Ra­
tes. 

Die Bandbreiten zwischen 
den Währungen der Gemeinschaft 
werden abgeschafft. 

Sine feste Kassa-Parität 
wird festgesetzt. 

Hie Kotierung gegenüber 
dem Dollar wird vereinheitlicht. 

Wahrend dieser Stufe wird 
eine gemeinschaftliche Rech¬ 
nungseinheit eingeführt. Wah­
rend einer Gebergangsperiode 
werden Preise, Einkommen, Ak­
tiva und Verträge sowohl in na­
tionaler Wahrung als auch in 
dieser gemeinschaftliehen Rech¬ 
nungseinheit ausgedrückt. 

Schrittweise Entwicklung 
des mittelfristigen Beistandes. 

3. Stufe 
Endgültige Ausschaltung 

der Möglichkeit, die Paritäten 
zwischen den Währungen der Mit­
gliedstaaten zu ändern. Die na­
tionalen Währungen werden letzt­
endlich durch eine gemeinsame 
Währung ersetzt. 

An die Stelle des gegen­
seitigen Beistands tritt eine 
gemeinschaftliche Verwaltung 
sämtlicher Währungsreserven. 

Schaffung eines dem Föde­
ral Reserve System vergleichba­
ren gemeinschaftlichen Währungs¬ 
systems. Dieses soll sich zusam­
mensetzen aus den derzeitigen 
Zentralbanken; seine Tätigkeit 
wurde geleitet und überwacht 
werden durch eine europäische 
Währungsbehörde, die die Hand­
habung der herkömmlichen wäh­
rungspolitischen Instrumente, 
wie Diskontsatz, Openmarktpoli¬ 
tik, Festsetzung der Strukturko¬ 
effizienten, Kreditbegrenzung, 
Mobilisierungsarten und andere 
zu billigen hatte. Diese Behör­
de soll ferner die Währungsre­
serven der Gemeinschaft verwal­
ten, die gemeinsame Devisenvor­
schriften erstellen, Interven­
tionen auf dem Devisenmarkt aus­
führen und die Verbindung mit 
den internationalen Organisa­
tionen pflegen. Sie wäre 
ausserdem für die Kreditgewäh­
rung an die Mitgliedstaaten 
zuständig. Die Tätigkeit die­
ses Systems würde sich im Rah­
men von Richtlinien der zu 
Ständigen Gemeinschaftsorgane 
abspielen und von diesen über­
wacht werden. 

Schaffung der E.G. als 
autonome Einheit gegenüber dem 
Rest der Welt. Die Gemeinschaft 
wird als solche den verschiede­
nen internationalen Währungs­
und Finanzinstitutionen angehö­
ren. Die Beziehungen zwischen 
den Mitgliedstaaten der Gemein­
schaft wären dem Spiel der in­
ternationalen Mechanismen ent­
zogen. In Zukunft gäbe es nur 
interregionale Beziehungen, wie 
sie im Innern eines jeden Landes 
bestehen. 

1 . Stufe 
4- Auf währungspolitischem 
Gebiet könnte vorgesehen werden: 

4.1. Anwendung des kurzfri­
stigen Bei Standsmechanismus bei 
temporären Zahlungsbilanzschwie¬ 
rigkeiten durch die Notenbanken. 
Bei Inanspruchnahme von Krediten 
sollte ein Konsultationsverfahren 
in Gang gesetzt werden. 

4.2. Beschlussfassung über 
das mittelfristige Beistandssy­
stem bei Zahlungsbilanzungleich¬ 
gewichten als Vorstufe zu einem 
später zu bildenden Europäischen 
Reservefonds. Die Gewährung von 
Krediten müsste mit wirtschafts 
culi tischen Auflagen verbunden 

sein. Kit diesen Auflagen könnte 
der Beistandsmechanismus zur Ver­
wirklichung der Harmonisierung 
der mittelfristigen Zielsetzungen 
beitragen. 

4-3- Verstärkte Abstimmung 
und Konsultationen in Fragen der 
Geld-, Kredit- und Währungspoli­
tik, die von gemeinsamen Interes­
se für die Partner der Gemein¬ 
schaft sind. Dabei seilte es zu 
einer möglichst engen Zusammenar­
beit zwischen den Präsidenten der 
Notenbanken und dem Rat kommen. 
Angestrebt werden müsste insbe­
sondere : 
- Konzertiertes Vorgehen der Mit¬ 
gliedstaaten der EWG in interna­
tionalen Währungsgremien. Grund­
lage der Abstimmung sollte die 
Erklärung des Rates vom 8 
1964 bilden. 
- Inanspruchnahme mittelfristi­
ger internationaler Kredite bei 
Zahlungsbilanzschwierigkeiten 
nur nach vorheriger Konsultation 
in der Gemeinschaft. 
- Verstärkte Konaultation der 
nationalen Zins- und Kreditpoli­
tik im Währungsausschuss und im 
Ausschuss der Notenbankgouver¬ 
neure. 

2 . Stufe 
2 . Auf währungapolitischem 
Gebiet sollte vorgesehen werden: 

2 . 1 . Intensivierung der 
gegenseitigen Abstimmung im 
Ausschuss der Notenbankgouver­
neure und im Währungsausschuss 
mit dem Siel der Abstimmung der 
nationalen Zins- und. Kreditpo­
litik. 

2 . 2 . Inkraftsetzung des 
mittelfristigen Beistandssy­
stems bei Zahlungsbilanzun¬ 
gleichgewichten 

3.Stufe 
2. Auf währungspolitischem 
Gebiet könnte vereinbart werden; 

2 . 1 .Schrittweiser Ueber-
gang zu einer Art von Federal-
Reserve—System, 

2 . 2 . Verringerung der 
Schwankungsbreite zwischen den 
Wahrungen der Bänder der Ge­
meinschaft mit dem Ziel ihrer 
Beseitigung. 

2 . 3 . Währungsparitäten 
dürfen nur noch mit Zustimmung 
(eventuell mit qualifizierter 
Mehrheit) der Partner der Ge­
meinschaft geändert werden. 

2 . 4 . Ausbau des mittel­
fristigen Beistandsmechanismus 
bei Zahlungsbilanzschwierigkei­
ten zu einem Reservefonds für 
die Gemeinschaft. Auf diesen Re¬ 
servenfonds sollte schrittweise 
ein Teil der Währungsreserven 
übertragen werden. 

4.Stufe 
1 . In dieser Stufe könnte 
die Wirtschafts- und Währungs¬ 
union vollendet werden, verbun­
den mit einem entsprechenden 
Ausbau der kommunitären Instan­
zen. Hierbei sollte der Grund­
satz der Subsidiarität gelten* 
Uebertragung aller erforderli­
cher Kompetenzen in der Konjunk­
tur-, Budget- und Währungspoli¬ 
tik auf gemeinschaftliche Organe. 

2 . Ausbau des Ausschusses 
der Notenbankgouverneure zu ei­
nen europäischen Zentralbankrat, 
der mehrheitlich entscheidet. 
3. Einführung absolut fester 
und garantierter Wechselkurse 
zwischen den Partnerstaaten der 
Gemeinschaft. 
4. Einführung einer europäi­
schen Währungseinheit. 

1 . Stufe 
a) Schaffung des Mecha­

nismus für den mittelfristi­
gen finanziellen Beistand 
unter Verwendung der Son¬ 
derziehungsrechte. 

b) Abstimmung der Kre­
ditpolitik der Mitglied­
staaten im Ausschuss der 
Präsidenten der Zentralban­
ken. 

c) Systematische An­
wendung der Verfahren für 
die Erarbeitung eines ge­
meinsamen Standpunktes der 
Mitgliedstaaten innerhalb 
der internationalen Wäh­
rungsinstitutionen. 

d) Im Falle etwaiger 
Änderungen des internatio­
nalen Wechselkurssystems ; 
Aufstellung einheitlicher 
Regeln für die Gemeinschaft 
als Ganzem und Beibehaltung 
der gegenwärtigen Schwan¬ 
kungsbreiten der Währungen 
der Mitgliedstaaten unter­
einander. 

2.Stufe 
a) Anfang 1972 , Be­

grenzung der maximalen Ab­
weichungen zwischen den 
Kassakursen der Währungen 
der Mitgliedstaaten auf 1 $ 
und Einführung einer kon­
zertierten Interventionspo¬ 
litik der Notenbanken auf 
dem Devisenmarkt, 

b) Ausarbeitung von 
Leitlinien für die Kredit­
politik im Ausschuss der 
Präsidenten der Zentralban­
ken im Einblick auf die 
Orientierungspolitik der 
Wirtschaftspolitik auf Ge­
meinschaftsebene. 

c) Mit der erneuten 
Zuteilung der Sonderzie¬ 
hungsrechte (l°73) gemein­
same Verwaltung dar Sonder¬ 
ziehungsrechte der Mitglied-
Staaten. 

Paritätsänderungen 
können zwar nicht ausge­
schlossen werden, müssten 
jedoch als ein gemeinsam 
beschlossener letzter Aus­
weg betrachtet werden. 

3 . Stufe 
Einsetzung eines Ra­

tes der Zentralbankpräsi­
denten im Hinblick auf die 
Errichtung eines gemein­
schaftlichen Zentralbank¬ 
systems. 

Schaffung eines Euro­
päischen Reservefonds, dem 
die Raserven der Mitglied­
staaten in wachsendem Hasse 
übertragen werden und die 
unter dar Aufsicht des Ra­
tes der Zentralbankpräei¬ 
denten steht. 

Abschaffung der Band­
breite für die Wechselkurs­
schwankungen zwischen den 
Währungen der Mitglied-
Staaten in zwei Stufen und 
unwiderrufliche Festsetzung 
der Währungsparitäten. 

Damit wären die Vor­
aussetzungen für die Ein­
führung einer europäischen 
erfüllt. 



V. ÜBERSICHTSTABELLE 

Koordinierung- der 
Wirtschaftspolitik 

WERNER-PLAN 

uurchführung dea Memorandums der Kommis­
sion vom 1 2 . Februar 1 9 6 9 . 

Kapitalmärkte 

1. PHASE (1970 - 1975) 

BELGISCHER PLAN 

Bnpfehlungen, sodann Richtlinien des 
Rates über die großen Einnahmen- und 
Auagabenblöcke des Haushalts und die Art 
der Finanzierung des Defizits. Suprana­
tionaler Haushaltsplan für die vergemein-
schafteten Aufgaben, die schrittweise 
erweitert werden. 

Fortschreitende Öffnung der Kapitalmärkte. Angleichung, dann Vereinheitlichung der 
Zu diesem Zweak ist die Steuerharmonisie 
rung notwendig. Engere Zusammenarbeit zwi 

J sehen den für die Regulierung der Kapital 
markte zuständigen Stallen. 

Fiskalbereich 

nationalen Vorschriften über die Kapital­
sammelstellen, das Funktionieren der 
Kapitalmärkte und der Kontrollorgane. 

Harmonisierung der steuerlichen Bestimmun­
gen über die Kapitalgesellsohaften und 
Wertpapiere. 

Harmonisierung der Steuergesetzgebung 
und steuerlichen Vorschriften. 

SCHILLER-PLAN 

Memorandum vom 1 2 . Februar 1969 

Einführung eines jährlichen Wirtschafts­
berichtes der Kommission. 
Überprüfung und Verbesserung des kon­
junkturpolitischen und finanzpolitischen 
Instrumentariums und der Konjunktursta­
tistiken in der (Jemeinschaf t. 
Empfehlungen des Rates über die gesamt­
wirtschaftliche Orientierung der natio­
nalen Haushalte* Vermehrte und weiter­
gehende konjunkturpolitiacha Entschei­
dungen des Rates nach Artikel 103 EWQ-
Vertrag. Einführung von Konsultationen 
über die mittelfristigen Finanzpläne der 
EWÜ-Staaten. 

KEG-PLAN 

Memorandum vom 12. Februar 1969 

Koordinierung, spater gemeinsame Fest­
legung der Leitlinien für die globale 
Wirtschaftspolitik (kurz- und mittel-, 
fristig), besonders im Hinblick auf die 
Haushaltspolitik, betreffend die großen 
Ausgaben- und Einnahmenblöcke und die 
Dispositionen für den Finanzierungssaldo. 
Jahrliche Überprüfung der Wirtschafts­
entwicklung der Gemeinschaft: Anwendung 
gleichartiger Instrumente der Haushalts¬ 
politik. 

Konzertierte Aktion mit den Sozialpart­
nern. 

Schrittweise Liberalisierung der Kapital 
marktet Schwergewicht zunächst auf Wert­
papiermärkte . 

Schrittweise Erweiterung des Zugangs zu 
den Kapitalmärkten. Hierzu entsprechende 
steuerliche Harmonisierung. Einsetzung 
einer Ad-hoc-Gruppe beim Währungsaus¬ 
schuß für regelmäßige Konsultationen 
über den Kapitalverkehr. 

Harmonisierung im Zusammenhang mit einer 
Konzertierung der Budgetpolitik. 

Allgemeine Einführung der Mehrwertsteuer 
und Annahme eines Programms für die An­
näherung der Mehrwertsteuersätze. Harmo­
nisierung der Besteuerung von Zinsen und 
Dividenden und der Struktur der Körper¬ 
schaftsteuern. Progressive Angleichung 
dar Verbrauchsteuern. 

Währungsbereich Gemeinsame Haltung und konzertierte Ak­
tion in der internationalen Währungsord¬ 
nung. Anwendung der Mechanismen der wäh¬ 
rungspolitischen Zusammenarbeit. Teilweise 
gemeinschaftliche Zuweisung, sodann Poo¬ 
lung oder gemeinschaftliche Verwaltung der| 
Sonderziehungsrechte. Verringerung der 
Bandbreiten zwischen den Währungen der 
Mitgliedstaaten. Gegenseitige Abstimmung 
im Bereich der Kreditpolitik. Festlegung 
einer Rechnungseinheit für die zunehmende 
Verwendung, insbesondere im Kapitalmarkt. 
Reiseschecks in Rechnungseinheiten ausge­
drückt. Änderung der Paritäten nur nach 
vorheriger Billigung durch die Gemein¬ 
schaftsorgane. 

Vorkonsultationen, später vorherige Billi¬ 
gung im Ausschuß der Zentralbankpräsiden¬ 
ten bezüglich der Geld-, Kredit- und 
Devisenpolitik. 
Fortschreitende Verringerung bis zur 
vollständigen Abschaffung der Bandbrei­
ten zwischen den Währungen der Mitglied-
Staaten. 

Beschlüsse über Wechselkurse im gegen­
seitigen Einvernehmen. Festlegung gemein­
samer Standpunkte in den internationalen 
Organisationen. 
Einführung einer gemeinschaftlichen 
Rechnungseinheit. 

Koordinierung der 
Wirtschaftspolitik 

Anwendung der monetären Beistandsmecha-
nisraen. Verstärkte Abstimmung und Kon­
sultationen in Fragen der Geld-, Kredit-| 
und Währungspolitik ; konzertiertes Vor 
gehen der Mitgliedstaaten der EWG in 
internationalen Währungsgremien. 
Inanspruchnahme mittelfristiger interna-] 
tionaler Kredite bei Zahlungsbilanz­
schwierigkeiten nur nach vorheriger Kon­
sultation in der Gemeinschaft. 

2. PHASE (1976 - 1978 - 1980) 

Anwendung der Mechanismen für den gegen­
seitigen finanziellen Beistand unter Ver­
wendung der Sonderziehungsrechte. 
Konsultation, später Ausarbeitung von 
Leitlinien für die Kreditpolitik im Aus­
schuß der Präsidenten der Zentralbanken. 
Systematische Anwendung der Verfahren für 
die Erarbeitung eines gemeinsamem Stand­
punktes der Mitgliedstaaten innerhalb der 
internationalen Währungsinstitutionen. 
Beibehaltung der gegenwärtigen Schwan¬ 
kungsbreiten der Wahrungen der Mitglied¬ 
staaten untereinander, später erste Ver­
ringerung der Schwankungsbreiten. Gemein­
same Verwaltung der Sonderziehungsrechte 
der Mitgliedstaaten (1973) . 

Wechselkursänderungen auf gemeinsamen 
Beschluß. 

Einsetzung gemeinschaftlicher Organe, die 
mit den nötigen Voraussetzungen zur Fuh­
rung einer einheitlichen Wirtschaftspoli­
tik versehen sind. 

Intensivierte wirtschafte- und finanz­
politische Zusammenarbeit. Mehrheits­
entscheidungen in wichtigen Bereichen 
der Wirtschafte-, Finanz- und Wäh­
rungspolitik. Übertragung aller not­
wendigen Befugnisse auf konjunktur-, 
finanz- und währungapolitischem Ge­
biet auf Gemeinschaftsorgane. 

Übertragung der erforderlichen Befugnisse 
auf Gemeinschaftsinstitutionen zur Siche­
rung des guten Funktionierens der Wirt­
schafte- und Währungsunion. 

Kapitalmärkte Liberalisierung des Kapitalverkehrs. 
Verwirklichung des freien Kapitalverkehrs 

innerhalb der Gemeinschaft. 

Fiskalbereich 

Abschaffung der Steuergrenzen. 

Währungsbereich Endgültige Zentralisierung der Währungs­

politik. 
Schaffung eines Fonds der währungspoli¬ 
tischen Zusammenarbeit, dessen Zustän­
digkeit nach und nach zu erweitern ist; 
Endziel : Europäischer Reservefonds. 

Endgültiger Ausschluß der Möglichkeit, 
die Paritäten der Währungen der Mitglied­
staaten untereinander zu verändern. 
Gemeinsame Verwaltung aller Währungs­
reserven. 
Einführung eines gemeinschaftlichen 
Währungssystems ähnlich dem Federal 
Reserve System. 
Errichtung der EWG als einheitlicher 
autonomer Währungsblock gegenüber dem 
Rest der Walt. 

Schrittweiser Übergang zu einer Art 
von Federal-Reserve-System. 
Schrittweise Verringerung der Schwan¬ 
kungsbreite zwischen den Währungen. 
Währungsparitäten dürfen nur noch mit 
Zustimmung (eventuell mit qualifi­
zierter Mehrheit) der Partner der 
Gemeinschaft geändert werden. 
Einführung absolut fester und garan­
tierter Wechselkurse. 
Ausbau des mittelfristigen Beistands¬ 
mechanismus zu einem Reservefonds 
für die Gemeinschaft. Auf diesen Re­
servefonds sollte schrittweise ein 
Teil der Währungsreserven übertra­
gen werden. 

Ausbau des Ausschusses der Noten¬ 
bankgouverneure zu einem europäi­
schen Zentralbankrat, der mehrheit­
lich entscheidet. 

Einsetzung eines Rates der Zentralbank-
Präsidenten im Hinblick auf die Errich­
tung eines gemeinschaftlichen Zentralbank-
Systems. 

Schaffung eines europäischen Reservefonds, 
dem die Reserven der Mitgliedstaaten in 
wachsendem Maße übertragen werden. 
Abschaffung der Bandbreite für die Wechsel­
kursschwankungen zwischen den Währungen der 
Mitgliedstaaten und unwiderrufliche Fest­
setzung der Währungsparitäten. 

Ersetzung der nationalen Währungen 
durch eine europäische Rechnungs- und 
Umlaufwährung. 

Gemeinsame Währung. Einführung einer europäischen Wäh¬ 
rungseinheit. 

Damit wären die Voraussetzungen für die Ein­
führung einer europäischen Währung erfüllt. 


